Deutscher Bundestag 
3. Wahlperiode 


Drucksache 1483 


Antrag 

der Fraktion der FDP 


Der Bundestag wolle beschließen: 


Entwurf eines Gesetzes 

über das Ausscheiden von nicht bergmännischen Betrieben 
aus der knappschaftlichen Versicherung 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

(1) Nicht knappschaftliche Betriebe, die nach 
Artikel 17 des Einführungsgesetzes zum Reichs- 
knappschaftsgesetz vom 23. Juni 1923 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 454) noch einem Träger der knapp- 
schaftlichen Versicherung angehören, scheiden mit 
dem Ablauf des dritten Kalendermonats nach In- 
krafttreten dieses Gesetzes aus der knappschaft- 
lichen Versicherung aus. Die knappschaftliche Ver- 
sicherung kann durch eine gemeinschaftliche Erklä- 
rung des Arbeitgebers und der Mehrheit der 
Arbeitnehmer eines jeden selbständigen Betriebes 
dieser Art fortgesetzt werden. 

(2) Die Erklärung ist bei dem zuständigen Träger 
der knappschaftlichen Versicherung bis zum Ab- 
lauf der in Absatz 1 genannten Frist einzureichen. 


§ 2 

Die Versicherung der aus der knappschaftlichen 
Versicherung ausscheidenden Arbeitnehmer richtet 
sich nach den allgemeinen gesetzlichen Vorschriften. 


§ 3 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 

§ 4 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 10. Dezember 1959 


Dr. Atzenroth 
Mischnick 

Dr. Mende und Fraktion 
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